
 

 

Nachverdichtung – Lückenschluss für Ihre 
Kommune 
 

Dokument zur operativ-technischen und politisch-strategischen Einordnung für 
Workshops und Sitzungen. 

Was bedeutet Nachverdichtung? 

Nachverdichtung ist der Prozess, bei dem Versorgungslücken innerhalb bereits 
erschlossener Gebiete adressiert und geschlossen werden. 

Was ist die Ausgangslage und das Ziel? 

Vorgegebenes Ziel der Bundesregierung ist die flächendeckende Versorgung mit 
leistungsfähigen digitalen Infrastrukturen bis zum Jahr 2030. Der Glasfaser und 
Mobilfunkausbau ist im Telekommunikationsgesetz (TKG) als überragendes öffentliches 
Interesse verankert. Im TKG werden Genehmigungs- und Abwägungsverfahren von 
Telekommunikationsprojekten, mit der Zielstellung Bürokratie zu reduzieren und 
Ausbauprozesse zu beschleunigen, priorisiert. Dies soll durch 
Genehmigungsbeschleunigungen und Genehmigungsfiktionen durchgesetzt werden. 

Was heißt Nachverdichtung in der Praxis? 

Typische Maßnahmen innerhalb der Nachverdichtung sind Hausanschlüsse und 
Lückenschlüsse. Dazu zählen auch Kleinmaßnahmen, das sind standardisierte, 
geringfügige Tiefbau- und Anschlussmaßnahmen, wie zum Beispiel Hausstiche, kurzer 
Einsatz der Erdrakete / Pressbohrung im Bereich von Einfahrten und Gehwegen und 
punktuelle Öffnung von Lehrrohrergänzungen.  Die Umsetzung ist für die ausbauenden 
Unternehmen eine große Herausforderung, da es sich zumeist um viele Einzelprojekte 
mit großem Aufwand bei gleichzeitig geringer Anschlussdichte handelt. Um die 
Wirtschaftlichkeit gewährleisten zu können, muss der Bauprozess vereinfacht und 
standardisiert werden. 

Wie können Sie als Kommune unterstützen? 

Als Kommune tragen Sie Verantwortung als Wegebaulastträger und 
Genehmigungsbehörde. Es ist entscheidend, dass Sie die Standardisierung und 
Digitalisierung von Bauprozessen im Rahmen der Nachverdichtung zulassen und 
vorantreiben. 
Ein großer Hebel ist die Erteilung von Pauschalgenehmigungen, sogenannte Rahmen- 
oder Sammelgenehmigungen für definierte Kleinmaßnahmen. Im TKG werden diese 
auch als Rahmen- oder Jahresgenehmigung bezeichnet und bündeln die 



 

wegerechtlichen Zustimmungen (§ 127 TKG) und verkehrsrechtlichen Anordnungen (§ 45 
StVO).  Durch die Anwendung werden Einzelgenehmigungen im Wiederholungfall 
ersetzt. Als Kommune können Sie so den Verwaltungsaufwand reduzieren, daraus 
folgend können Baumaßnahmen effizienter umgesetzt werden und es kann eine 
Breitbandversorgung für alle Ihre Bürgerinnen und Bürger schneller erreicht werden.    

Wie sehen die Schritte für eine erfolgreiche Umsetzung aus? 

1. Auftaktmeeting zwischen Kommune und TKU, ggf. unter Beteiligung ZV/GRS 
2. Bereitschaft zur Öffnung von bestehenden Genehmigungsprozessen für 

Kleinstmaßnahmen 
3. Anpassung der internen Genehmigungsprozesse – Aufnahme in den 

Maßnahmenkatalog  
4. Einführung von Kleinmaßnahmenkatalogen und Standardbauweisen 
5. Implementierung von Pauschal- oder Sammelgenehmigungen 
6. Regelmäßige Erfolgskontrolle durch Feedbackgespräche der Beteiligten 

 

Die GRS und die Zweckverbände unterstützen Sie gern auf dem Weg die 
Nachverdichtung in Ihrer Kommune, basierend auf dem TKG, effizienter zu gestalten, 
denn es ist einer der kritischen Erfolgsfaktoren für den flächendeckenden 
Breitbandausbau.  

 

 


